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Einführung

A. Einleitung

Das Paradigma der Sicherheit ist für das Staatswesen und das Völkerrecht 
in vielerlei Hinsicht prägend und legitimationsstiftend. Der Sicherheitsbegriff 
ist jedoch Wandlungs- und Erweiterungsprozessen unterworfen. Er umfasst 
nicht (mehr) nur militärische Bedrohungen von Staatlichkeit durch bewaffnete 
Auseinandersetzungen. Vielmehr sehen sich Staaten neueren Bedrohungen 
ausgesetzt, die von nicht-staatlichem Terrorismus, Cyberangriffen, Desinfor-
mationskampagnen bis hin zur existenziellen Bedrohung durch die Folgen des 
Klimawandels reichen.1 Auch die Frage danach, inwieweit wirtschaftliche 
Krisen nationale Sicherheit beeinflussen, ist politisch und rechtlich relevant.2 
Das Sicherheitsverständnis der Staaten wurde und wird zudem durch die seit 
dem Zweiten Weltkrieg und insbesondere nach dem Ende des Kalten Kriegs 
zunehmende politische und wirtschaftliche Kooperation der Staaten beein-
flusst, jedoch auch weiterhin durch bewaffnete Konflikte. Denn die Zusam-
menarbeit hat zwar zu erheblichen Wohlstandsgewinnen vieler Staaten und 
ihrer Gesellschaften geführt. Sie offenbart jedoch in Ausnahmesituationen, 
wie einer Pandemie oder im Rahmen bewaffneter Konflikte, ebenso Abhän-
gigkeiten und Verletzlichkeiten, die besonders bei globalen Liefer- und Wert-
schöpfungsketten und Rohstoffe bestehen.

Die Auffassung angesichts dieser Entwicklungen, militärische Sicherheit 
und wirtschaftliche Freiheit als Gegensätze zu begreifen, trifft mitnichten auf 
historische Belege und verfängt erst recht nicht angesichts jüngerer Entwick-
lungen, die von einigen als Handelskriege oder Wirtschaftskriege bezeichnet 
werden und weitere Vulnerabilitäten offenbaren. Dieser Widerspruch führt 
dazu, dass sich Staaten einer weitergehenden Zusammenarbeit und Integration 
mit anderen Staaten entziehen. Dieser teilweise als Deglobalisierung bezeich-
nete Trend stellt angesichts der wirtschaftlichen Vorteile möglicherweise bloß 
ein einzelnes Versatzstück dar.3 Das gleichzeitige Verfolgen von staatlichen 
Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen auf militärischer Ebene stellt zudem 

1  Heath, Yale Law Journal 129 (2019), 1020 (1034 f.).
2  Sornajarah, The International Law of Foreign Investment, 546 f.
3  Siehe hierzu Nowrot, in: Tietje/ders. (Hrsg.), Internationales Wirtschaftsrecht, § 2 

Rn. 5 f.; von Arnauld, Völkerrecht, Rn. 53 ff.



20	 Einführung

die Regel statt die Ausnahme dar.4 Während eine militärische Auseinanderset-
zung mit dem Ziel der gegenseitigen Überwältigung und Machtgewinnen au-
ßerhalb der gewöhnlichen Regeln geschieht, finden wirtschaftliche Machtge-
winne oder sogar Wirtschaftskriege dagegen innerhalb der festgelegten Rah-
menbedingungen statt. 

Die fortschreitende Integration und Kooperation der Staaten gelingt auf 
politischem und rechtlichem Wege nicht nur durch den Abbau von Hemmnis-
sen. Nötig sind Freiräume für wesentliche Interessen, die ein Staat und seine 
Gesellschaft für sich identifizieren, um dem System Stabilität und Legitima-
tion zu verschaffen. Nationale Sicherheit ist ein Musterbeispiel für ein derart 
wesentliches Interesse. Nicht nur im Fall des sogenannten Ausnahmezustands, 
also während einer den Normalzustand beseitigenden und bedrohenden Ge-
fahr, sondern auch in präventiv während des Normalzustands entfaltet sie eine 
besondere rechtliche Wirkung. Geht es um Sicherheit, treten andere Interes-
sen, insbesondere wirtschaftliche häufig zurück  – geht es doch um existen-
zielle Güter. Auf Grundlage dieses Dogmas finden sich Ausnahmen zum 
Schutz der nationalen Sicherheit in verschiedenen Rechtsgrundlagen, wie na-
tionalen Verfassungen und auch in völkerrechtlichen Verträgen. In völker-
rechtlichen Wirtschaftsverträgen, wie bilateralen Freihandelsübereinkommen 
(Free Trade Agreements, „FTA“) oder bilateralen Investitionsschutzvereinba-
rungen (Bilateral Investment Treaties „BIT“) oder kombinierten Vertrags
typen, sollen wirtschaftliche Pflichten der Vertragsparteien so weit erfüllt 
werden, dass die staatlichen Sicherheitsinteressen nicht beeinträchtigt werden. 
Dies geschieht vor allem durch sogenannte Sicherheitsklauseln. Diese erlau-
ben Staaten, Maßnahmen zum Schutz ihrer Sicherheit in bestimmten Situatio-
nen zu ergreifen.

Diese Sicherheitsklauseln zeichnen sich durch eine unbestimmte rechtliche 
Gestaltung aus und knüpfen an die Idee eines rechtlichen Notstands bzw. Aus-
nahmezustands an.5 Dieser, aus der Unbestimmtheit herrührende Entschei-
dungsfreiraum, führt angesichts der beschriebenen Vulnerabilitäten und Inter-
pendenzen zu einem erheblichem Missbrauchspotenzial, Sicherheitsinteressen 
als Deckmantel für eine protektionistische Industrie- und Handelspolitik zu 
verwenden. Dies gilt angesichts eines sich ausweitenden Sicherheitsverständ-
nisses umso mehr. Treten potenzielle Pflichtverletzung etwa zum Zwecke 
wirtschaftlichen oder politischen Machtgewinns auf, stellt sich die Frage ihrer 
Rechtmäßigkeit und somit auch die Frage nach einer möglichen Legalisierung 
durch die so unbestimmt formulierte Sicherheitsklausel. Während Staaten in 
Bezug auf die Ausübung dieser Ausnahmemöglichkeit lange Zurückhaltung 

4  Vgl. Blum, Wirtschaftskrieg, 21 ff.; 724 f.; vgl. Sornajarah, The International Law 
of Foreign Investment, 544 f.

5  Collins, International Investment Law, 286 f.
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gezeigt haben,6 scheint sich dieser Trend – zumindest kurzfristig – verändert 
zu haben, sodass Wirtschaftskrisen, bewaffnete Konflikte und strategische 
Interessen zu rechtlichen Konflikten und Streitbeilegungsverfahren geführt 
haben.7 Eine allgemeingültige Aussage zu treffen ist im Internationalen Wirt-
schaftsrecht („IWR“), mit ca. 3000 BIT und hunderten FTA mit variantenrei-
chen Sicherheitsklauseln jedoch schwer.

Das Ziel der Arbeit ist es, die Rechtsnatur der Sicherheitsklausel, ihre Ent-
stehungsgeschichte und Funktion sowie ihre Verwendung von Staaten und 
ihre Auslegung durch Streitbeilegungsorgane zu untersuchen. Zentral ist da-
bei die Frage, welche Rolle Sicherheitsklauseln in einer integrierten Wirt-
schaftsordnung bei einem sich ausweitenden Sicherheitsbegriff spielen. Die 
hybride Rechtsnatur und Stellung erfordern insofern eine genaue Differenzie-
rung und Untersuchung: denn einerseits fungiert sie als Ausgestaltung eines 
vertraglichen Ausnahmezustands, also zum Sicherheitsschutz im Notfall. An-
dererseits beinhaltet sie Ausnahmen zugunsten militärischer bzw. strategi-
scher Güter und Dienstleistungen. Die unbestimmte Gestaltung der Sicher-
heitsklausel verbunden mit einer erheblichen Ausnahmewirkung erzeugt ein 
Spannungsverhältnis zwischen Schutz legitimer Interessen und Wahrung der 
eingegangenen Verpflichtungen. Obwohl die Sicherheitsklausel ein nützli-
ches und notwendiges „Ventil“ für Staatenintegration darstellen könnte, 
scheint sie mit Blick auf ausgebrochene Handelskriege, Wirtschaftskrisen 
und nationale Wirtschaftspolitik anfällig für einen erheblichen, systemgefähr-
denden Missbrauch.8

Die Arbeit untersucht eine Vielzahl verschiedener Sicherheitsklauseln und 
geht damit über Ansätze in der bisherigen Literatur hinaus. Bisherige Ansätze 
versuchten etwa, die Sicherheitsklausel aus dem System der Welthandelsorga-
nisation („WTO“), Art. XXI des General Agreement on Tariffs and Trade 1994 
(„GATT“ oder „GATT 1994“) oder aus einzelnen BIT vergleichend darzustel-
len. Diese Arbeit beabsichtigt indes, ein Gesamtbild der Rechtsfigur Sicher-
heitsklausel zu zeichnen. Dafür werden Verträge sowohl aus historischer und 
aktueller Sicht untersucht und wirtschaftliche oder geografische und politische 
Zusammenhänge berücksichtigt. Es erfolgt eine fundierte rechtsvergleichende 
Analyse der Sicherheitsklausel, die allgemeingültige Vergleichsergebnisse er-

6  Vgl. WTO, Russia – Measures Concerning Traffic in Transit, Report of the Panel 
vom 05. April 2019, WT/DS512/R, para. 7.81; Van den Bossche/Akpofure, WTI Work-
ing Paper (Nr. 3, 2020), 1 (2 f.); Anuradha, Asian Journal of WTO and International 
Health Law and Policy, 311 (319).

7  Sacerdoti, in: ders./Acconi/Valenti/de Luca (Hrsg.), General Interests of Host 
State in IIL, 3 (5, 11 f.).

8  Siehe auch Cohen, Journal of International Economic Law 23 (2020), 793 
(802 ff.); siehe zur Streitbeilegung und aufgeworfenen Fragen auch Kapitel 6 und 7.


